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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer befristeten Sonderregelung für den 
Wohnungsbau in das Baugesetzbuch  
(Bau-Turbo-Gesetz) 

A. Problem 
Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum ist eine der größten Herausforderun-
gen unserer Zeit. Besonders in Ballungszentren übersteigt die Nachfrage nach 
Wohnraum das Angebot deutlich. Die Folgen sind steigende Mieten und Kauf-
preise. Komplexe baurechtliche Vorgaben und langwierige Genehmigungsver-
fahren verzögern dabei häufig die Realisierung dringend benötigter Wohnbaupro-
jekte. Dies betrifft sowohl Neubauten als auch die Umnutzung oder Erweiterung 
bestehender Gebäude. 

B. Lösung 
Mit der Einführung einer befristeten Sonderregelung in das Baugesetzbuch wird 
ein Instrument geschaffen, das in Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten 
die zügigere Realisierung von Wohnbauprojekten ermöglicht. Die neue Regelung 
erlaubt es, in erforderlichem Umfang von bauplanungsrechtlichen Vorschriften 
abzuweichen, wenn dies der Schaffung von Wohnraum dient und die Gemeinde 
zustimmt. 

Die Regelung umfasst drei zentrale Anwendungsbereiche: 

• Neubau von Mehrfamilienhäusern 

• Erweiterung und Modernisierung bestehender Wohngebäude 

• Umnutzung von Gebäuden zu Wohnzwecken 
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Durch die erforderliche Zustimmung der Gemeinde und die Berücksichtigung öf-
fentlicher Belange sowie nachbarlicher Interessen wird eine geordnete städtebau-
liche Entwicklung sichergestellt. Der Vorschlag orientiert sich dabei an der be-
währten Systematik des Baugesetzbuchs und stellt gleichzeitig einen innovativen 
Ansatz zur Verfahrensbeschleunigung dar. 

C. Alternativen 
Alternativen hinsichtlich der grundsätzlichen Zielsetzung dieses Gesetzes und sei-
nes Regelungsschwerpunkts sind nicht ersichtlich. Weitere Regelungen, die zur 
Entstehung von Wohnraum beitragen können, sind grundsätzlich denkbar. Die 
befristete Sonderregelung ist jedoch das geeignetste Mittel, um zeitnah mehr 
Wohnraum in angespannten Wohnungsmärkten zu schaffen. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Dem Bund entstehen durch das Gesetz keine zusätzlichen Haushaltsausgaben. 

Auch für die Länder und Gemeinden entstehen keine unmittelbaren Haushalts-
ausgaben. Die Sonderregelung ermöglicht es den Gemeinden vielmehr, durch be-
schleunigte Verfahren Verwaltungsressourcen effizienter einzusetzen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ist mit einer nicht näher bezifferbaren Verringerung des Erfül-
lungsaufwands zu rechnen, da Baugenehmigungsverfahren in den betroffenen Ge-
bieten beschleunigt und vereinfacht werden.  

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung ist mit einer nicht näher bezifferbaren Verringerung des Er-
füllungsaufwands zu rechnen, da die Sonderregelung eine Vereinfachung der Ver-
fahren ermöglicht. Die Gemeinden können durch beschleunigte Verfahren ihre 
Verwaltungsressourcen effizienter einsetzen.  

F. Weitere Kosten 
Keine. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer befristeten Sonderregelung für den 
Wohnungsbau in das Baugesetzbuch 

(Bau-Turbo-Gesetz) 

Vom … 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Baugesetzbuchs 

Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. …) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 246d folgende Angabe eingefügt: 

„§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau in Gebieten mit einem angespannten Wohnungs-
markt“. 

2. In § 201a Satz 2 werden die Wörter „§ 175 Absatz 2 Satz 2 und § 176 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3“ durch die 
Wörter „§ 175 Absatz 2 Satz 2, § 176 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und § 246e Satz 1“ ersetzt. 

3. Nach § 246d wird folgender § 246e eingefügt: 

„§ 246e 

Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau in Gebieten mit einem angespannten Wohnungsmarkt 

In einem Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt, das nach § 201a bestimmt ist, kann bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 2028 mit Zustimmung der Gemeinde von den Vorschriften dieses Gesetzbuchs 
oder den aufgrund dieses Gesetzbuchs erlassenen Vorschriften in erforderlichem Umfang abgewichen wer-
den, wenn die Abweichung unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen ver-
einbar ist und einem der nachfolgend genannten Vorhaben dient: 

1. der Errichtung eines Wohnzwecken dienenden Gebäudes mit mindestens sechs Wohnungen, 

2. der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung eines zulässigerweise errichteten, Wohnzwecken dienen-
den Gebäudes, wenn hierdurch neue Wohnungen geschaffen oder vorhandener Wohnraum wieder nutz-
bar wird, oder 

3. der Nutzungsänderung einer zulässigerweise errichteten baulichen Anlage zu Wohnzwecken, ein-
schließlich einer erforderlichen Änderung und Erneuerung. 

Im Außenbereich findet Satz 1 nur auf Vorhaben Anwendung, die im räumlichen Zusammenhang mit Flä-
chen stehen, die nach § 30 Absatz 1 oder § 34 zu beurteilen sind. § 18 Absatz 2 bis 4 des Bundesnaturschutz-
gesetzes ist anzuwenden. Bei Vorhaben nach den Nummern 18.7 und 18.8 der Anlage 1 zum Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung bleibt die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung oder einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls unberührt. Die Befristung nach Satz 1 be-
zieht sich nicht auf die Geltungsdauer einer Genehmigung, sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen Ende im 
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bauaufsichtlichen Verfahren von der Vorschrift Gebrauch gemacht werden kann. Für die Zustimmung der 
Gemeinde nach Satz 1 gilt § 36 Absatz 2 Satz 2 entsprechend.“ 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Berlin, den 17. Dezember 2024 

Christian Dürr und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum ist eine der größten Herausforderungen unserer Zeit. Besonders in 
Ballungszentren übersteigt die Nachfrage nach Wohnraum das Angebot deutlich. Die Folgen sind steigende Mie-
ten und Kaufpreise. Komplexe baurechtliche Vorgaben und langwierige Genehmigungsverfahren verzögern dabei 
häufig die Realisierung dringend benötigter Wohnbauprojekte. Dies betrifft sowohl Neubauten als auch die Um-
nutzung oder Erweiterung bestehender Gebäude. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Mit der Einführung einer befristeten Sonderregelung in das Baugesetzbuch wird ein Instrument geschaffen, das 
in Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten die zügigere Realisierung von Wohnbauprojekten ermöglicht. 
Die neue Regelung erlaubt es, in erforderlichem Umfang von bauplanungsrechtlichen Vorschriften abzuweichen, 
wenn dies der Schaffung von Wohnraum dient und die Gemeinde zustimmt. 

Die Regelung umfasst drei zentrale Anwendungsbereiche: 

• Neubau von Mehrfamilienhäusern 

• Erweiterung und Modernisierung bestehender Wohngebäude 

• Umnutzung von Gebäuden zu Wohnzwecken 

Durch die erforderliche Zustimmung der Gemeinde und die Berücksichtigung öffentlicher Belange sowie nach-
barlicher Interessen wird eine geordnete städtebauliche Entwicklung sichergestellt. Der Vorschlag orientiert sich 
dabei an der bewährten Systematik des Baugesetzbuchs und stellt gleichzeitig einen innovativen Ansatz zur Ver-
fahrensbeschleunigung dar. 

III. Alternativen 

Alternativen hinsichtlich der grundsätzlichen Zielsetzung dieses Gesetzes und seines Regelungsschwerpunkts 
sind nicht ersichtlich. Weitere Regelungen, die zur Entstehung von Wohnraum beitragen können, sind grundsätz-
lich denkbar. Die befristete Sonderregelung ist jedoch das geeignetste Mittel, um zeitnah mehr Wohnraum in 
angespannten Wohnungsmärkten zu schaffen. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 18 des Grundgesetzes (Boden-
recht). Die Änderung des Baugesetzbuchs betrifft die rechtlichen Beziehungen des Menschen zum Grund und 
Boden.  

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen, die die Bundes-
republik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. Das nationale Bauplanungsrecht fällt in die Regelungskom-
petenz der Mitgliedstaaten. Die Regelung zur Umweltverträglichkeitsprüfung steht im Einklang mit den Vorgaben 
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der UVP-Richtlinie (Richtlinie 2011/92/EU), da die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nach den Nummern 18.7 und 18.8 der Anlage 1 zum UVPG ausdrücklich unberührt bleibt. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Das Gesetz trägt zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung bei. Die befristete Sonderregelung ermöglicht es, 
Wohnungsbauprojekte in angespannten Wohnungsmärkten mit reduzierten bürokratischen Anforderungen und 
beschleunigten Verfahren umzusetzen. Dies führt zu einer Entlastung sowohl der Verwaltung als auch der Vor-
habenträger. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Zielen der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Er unterstützt ins-
besondere 

• das Nachhaltigkeitsziel 11 „Nachhaltige Städte und Gemeinden“ durch die Förderung von bezahlbarem 
Wohnraum in bereits erschlossenen Gebieten, 

• die effiziente Nutzung vorhandener Siedlungsflächen durch die Ermöglichung von Nachverdichtung und 
Umnutzung bestehender Gebäude, 

• soziale Nachhaltigkeit durch die Schaffung von dringend benötigtem Wohnraum in Gebieten mit angespann-
ten Wohnungsmärkten. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Dem Bund entstehen durch das Gesetz keine zusätzlichen Haushaltsausgaben. 

Auch für die Länder und Gemeinden entstehen keine unmittelbaren Haushaltsausgaben. Die Sonderregelung er-
möglicht es den Gemeinden vielmehr, durch beschleunigte Verfahren Verwaltungsressourcen effizienter einzu-
setzen. 

4. Erfüllungsaufwand 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

Für die Wirtschaft ist mit einer nicht näher bezifferbaren Verringerung des Erfüllungsaufwands zu rechnen, da 
Baugenehmigungsverfahren in den betroffenen Gebieten beschleunigt und vereinfacht werden.  

Für die Verwaltung ist mit einer nicht näher bezifferbaren Verringerung des Erfüllungsaufwands zu rechnen, da 
die Sonderregelung eine Vereinfachung der Verfahren ermöglicht. Die Gemeinden können durch beschleunigte 
Verfahren ihre Verwaltungsressourcen effizienter einsetzen.  

5. Weitere Kosten 

Keine. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Die Wohnraumschaffung in angespannten Wohnungsmärkten kommt allen Bevölkerungsgruppen gleichermaßen 
zugute. Durch die Erleichterung von Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen können bestehende Gebäude auch 
besser an die Bedürfnisse einer alternden Gesellschaft und von Menschen mit Behinderungen angepasst werden. 

Auswirkungen auf die Wahrnehmung der Aufgaben des Bundes in den Ländern sind nicht zu erwarten, da die 
Durchführung des Gesetzes wie bisher den Ländern obliegt. 
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VII. Befristung; Evaluierung 

Die Sonderregelung ist bis zum 31. Dezember 2028 befristet.  

Eine systematische Beobachtung der Wirkungen dieser Sonderregelung wäre sinnvoll, um die Effektivität der 
Maßnahme bewerten zu können. Relevante Beobachtungsaspekte wären dabei insbesondere: 

• Häufigkeit und Art der Anwendung der Sonderregelung von Wohnraum 

• Anzahl und Umfang der dadurch realisierten Wohnungsbauprojekte 

• Auswirkungen auf die Verfahrensdauer bei der Schaffung von Wohnraum 

• Erfahrungen der Kommunen bei der praktischen Anwendung 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Baugesetzbuchs) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur vorgeschlagenen Nummer 3. 

Zu Nummer 2 (§ 201a) 
Mit der vorgeschlagenen Ergänzung des § 201a Satz 2 soll die Rechtsfolge von Rechtsverordnungen, die auf 
Grundlage dieser Ermächtigungsnorm erlassen werden, auf die Fälle des § 246e (Nummer 3) erstreckt werden. 
Die Ausweitung der Rechtsfolge gilt auch für solche Rechtsverordnungen, die vor Inkrafttreten des § 246e erlas-
sen worden sind. 

Zu Nummer 3 (§ 246e) 
Der vorgeschlagene § 246e dient der Umsetzung des am 25. September 2023 von der Bundesregierung im Rah-
men des Bündnisses bezahlbarer Wohnraum verabschiedeten Maßnahmenpakets für zusätzliche Investitionen in 
den Bau von bezahlbarem und klimagerechtem Wohnraum und zur wirtschaftlichen Stabilisierung der Bau- und 
Immobilienwirtschaft. Als Teil dieses Pakets ist vorgesehen, dass der Bund in Städten und Kommunen mit ange-
spannten Wohnungsmärkten den Bau von bezahlbarem Wohnraum für alle vereinfachen und beschleunigen und 
hierzu in Anlehnung an § 246 Absatz 14 eine bis zum Ablauf des 31. Dezember 2028 befristete Sonderregelung 
schaffen wird. Entsprechendes ist auch im Pakt für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung 
zwischen Bund und Ländern vom 6. November 2023 vorgesehen. 

Die vorgeschlagene Regelung findet entsprechend dem Beschluss der Bundesregierung in Gebieten mit ange-
spannten Wohnungsmärkten Anwendung. Hierfür ist es – ebenso wie in § 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, § 31 
Absatz 3, § 175 Absatz 2 Satz 2 und § 176 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 – erforderlich, dass das Gebiet durch eine 
Rechtsverordnung nach § 201a bestimmt ist. 

In Gebieten mit einem angespannten Wohnungsmarkt, die durch eine Rechtsverordnung nach § 201a bestimmt 
sind, besteht im Hinblick auf die Wohnraumversorgung eine dem § 246 Absatz 14 im Grundsatz vergleichbare 
Situation, die ein zügiges Handeln erfordert. Zu beachten ist, dass durch Vorhabenzulassungen nach der vorge-
schlagenen Regelung in die kommunale Planungshoheit und ggf. in Nachbarrechte eingegriffen wird. Von ihr 
kann daher nach allgemeinen Regeln nur unter Beachtung der Grundsätze des Verhältnismäßigkeitsprinzips Ge-
brauch gemacht werden; im Wortlaut der Vorschrift wird dies dadurch betont, dass die Neuregelung Abweichun-
gen nur in erforderlichem Umfang gestattet. 

Gegenstand der Abweichung können sein: 

• die Errichtung eines Wohnzwecken dienenden Gebäudes mit mindestens sechs Wohnungen (Satz 1 Num-
mer 1), 



 

Drucksache 20/14261 – 8 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode 
 
 
• die Erweiterung, Änderung oder Erneuerung eines zulässigerweise errichteten, Wohnzwecken dienenden 

Gebäudes (Satz 1 Nummer 2), wenn hierdurch neue Wohnungen geschaffen oder vorhandener Wohnraum 
wieder nutzbar wird, oder 

• die Nutzungsänderung einer zulässigerweise errichteten baulichen Anlage zu Wohnzwecken, einschließlich 
einer erforderlichen Änderung oder Erneuerung (Satz 1 Nummer 3). 

Satz 1 Nummer 2 und 3 ist dem § 34 Absatz 3a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und c nachgebildet. Mit Satz 1 
Nummer 1 werden darüber hinaus Neubauvorhaben erfasst. 

Die Vorgabe einer Mindestanzahl von Wohnungen in Satz 1 Nummer 1 erklärt sich aus der Zielsetzung der Re-
gelung: Dem dringenden Bedarf an mehr bezahlbarem Wohnraum kann im Neubau vor allem durch den Ge-
schosswohnungsbau effizient begegnet werden. Wohngebäude mit weniger als sechs Wohnungen tragen hingegen 
nur in sehr begrenztem Umfang zur Zweckerreichung bei (vgl. auch § 250 Absatz 1 Satz 2), was angesichts der 
mit Neuerrichtungen verbundenen erhöhten Eingriffsintensität in die kommunale Planungshoheit auch die Frage 
nach deren Verhältnismäßigkeit aufwerfen würde. 

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 geht es um Maßnahmen im Wohngebäude-Bestand. Der Eingriff in die 
kommunale Planungshoheit ist hier grundsätzlich von geringerer Intensität als in den Fällen der Neuerrichtung. 
Die Vorgabe einer Mindestanzahl von Wohnungen erscheint daher aus Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten 
nicht erforderlich, zumal in einer Wohnraummangellage jedwede Wohnung benötigt wird. Mit Blick auf die Ziel-
richtung der Sonderregelung wird jedoch ausdrücklich klargestellt, dass die Vorschrift nur dann greift, wenn neue 
Wohnungen geschaffen werden oder bestehender Wohnraum wieder nutzbar wird. 

Bei Nutzungsänderungen zu Wohnzwecken (Satz 1 Nummer 3) wird naturgemäß neuer Wohnraum geschaffen, 
so dass es keiner weiteren Präzisierungen bedarf. Die Vorhaben müssen auch unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar sein (vgl. auch § 31 Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1). Besonders 
bedeutsam in diesem Zusammenhang dürften die gesunden Wohnverhältnisse (vgl. § 1 Absatz 6 Nummer 1) und 
mit Blick auf die infrastrukturelle Anbindung der Vorhaben z. B. die Belange des Güter- und Personenverkehrs 
(vgl. § 1 Absatz 6 Nummer 9) sein. 

Zur Wahrung der kommunalen Planungshoheit wird wie bei § 31 Absatz 3 nicht nur ein Einvernehmen, sondern 
eine Zustimmung der Gemeinde gefordert (Satz 1). Anders als das Einvernehmen (vgl. § 36 Absatz 2 Satz 3) kann 
die Zustimmung nicht durch die höhere Verwaltungsbehörde ersetzt werden. Die Zustimmung gilt dann nach 
Satz 6 in entsprechender Anwendung des § 36 Absatz 2 Satz 2 als erteilt, wenn die Gemeinde nicht binnen zwei 
Monaten die Zustimmung verweigert. 

Es ist zu empfehlen, bei Anwendung dieser Norm im Genehmigungsverfahren Möglichkeit der informellen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung zu nutzen. Den betroffenen Kommunen ist im Übrigen anzuraten, für Standorte, an denen 
Anlagen nach § 246e genehmigt werden, durch eine entsprechende Bauleitplanung nachzusteuern. 

Nach Satz 2 findet die Neuregelung im Außenbereich nur auf Vorhaben Anwendung, die im räumlichen Zusam-
menhang mit Flächen stehen, die nach § 30 Absatz 1 oder § 34 zu beurteilen sind. Hiermit soll im Interesse des 
Außenbereichsschutzes vermieden werden, dass Wohnbauvorhaben an nicht integrierten Standorten ohne infra-
strukturelle Anbindung realisiert werden. Der Wortlaut der Vorschrift knüpft an § 246e Absatz 9 an, übernimmt 
dessen Tatbestandsvoraussetzungen aber nicht vollständig. Insbesondere wird nicht gefordert, dass das Vorhaben 
innerhalb des bebauten Siedlungsbereichs verwirklicht wird. Dem liegt zugrunde, dass § 246e Absatz 9 bei seiner 
Einführung Vorhaben in Ortsteilen im Blick hatte, die mangels Bebauungszusammenhang nicht nach § 34 Ab-
satz 1 BauGB bebaubar sind (vgl. BT-Drs. 18/2752, S. 11; vielfach auch „Außenbereich im Innenbereich“ ge-
nannt). Eine solche Einschränkung einer möglichen Außenbereichsinanspruchnahme würde dem Ziel der Sonder-
regelung für den Wohnungsbau nicht gerecht werden. Anders als in § 246 Absatz 9 BauGB wird auch kein un-
mittelbarer räumlicher Zusammenhang gefordert, sondern Voraussetzung ist, dass die Vorhaben im räumlichen 
Zusammenhang mit den Gebieten nach § 30 Absatz 1 und § 34 stehen. Damit soll deutlich werden, dass nicht nur 
solche Vorhaben erfasst werden, die sich nahtlos an Gebiete nach § 30 Absatz 1 oder § 34 anschließen, sondern 
beispielsweise auch solche, die sich trotz eines gewissen Abstands noch als organische Fortentwicklung des Sied-
lungsbereichs darstellen oder von dessen Erschließungsanlagen profitieren können. Ob der räumliche Zusammen-
hang besteht, ist in jedem Einzelfall zu prüfen. Ab einer Entfernung von mehr als 100 Metern vom bestehenden 
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Siedlungsbereich wird man aber in jedem Fall nicht mehr vom Vorliegen eines räumlichen Zusammenhangs aus-
gehen können. 

Satz 3 stellt klar, dass § 18 Absatz 2 bis 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) anzuwenden ist. Für Vor-
haben im Außenbereich bedeutet dies, dass nach § 18 Absatz 2 Satz 2 BNatSchG die Vorschriften zur Eingriffs-
regelung (§§ 14 bis 17 BNatSchG) zu beachten sind und dass nach § 18 Absatz 3 Satz 1 die Zulassungsentschei-
dung im Benehmen mit der Naturschutzbehörde ergehen muss. Für Vorhaben in einem Gebiet nach § 34 bedeutet 
dies, dass die Eingriffsregelung keine Anwendung findet (§ 18 Absatz 2 Satz 1 BNatSchG) und dass die Zulas-
sungsbehörde hinsichtlich des erforderlichen Benehmens mit der Naturschutzbehörde nach Ablauf der Äuße-
rungsfrist davon ausgehen kann, dass Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege von dem Vorhaben 
nicht berührt werden. Im Übrigen kann das Benehmen nach § 18 Absatz 3 Satz 1 BNatSchG auch im schriftlichen 
Verfahren hergestellt werden. 

Satz 4 stellt klar, dass bei Projekten nach den Nummern 18.7 und 18.8 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und/oder 
allgemeinen UVP-Vorprüfung unberührt bleibt. 

Satz 5 enthält eine Klarstellung zum Verständnis der Befristung, die dem § 246 Absatz 7 nachgebildet ist. 

Zu Artikel 2 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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